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Vorwort 

Wettbewerbsfähige Tarifverträge stärken den Standort Bayern 

Im Rahmen der verfassungsrechtlich garantierten Tarifautonomie obliegt die kollektive  
Gestaltung von Arbeitsbedingungen den Tarifvertragsparteien: Arbeitgeberverbände und 
Gewerkschaften verhandeln – Betriebe und Arbeitnehmer entscheiden im Rahmen der  
Koalitionsfreiheit, ob sie Tarifverträgen unterfallen oder nicht.  
 
Um Flächentarifverträge zukunftsfest zu machen, muss ihre Attraktivität gesteigert wer-
den, etwa durch moderne Öffnungs- und Differenzierungsregelungen. Diese ermöglichen 
passgenaue Adaptionen an die unterschiedlichen betrieblichen Anforderungen. Eine  
Erhöhung der Tarifbindung gelingt nur mit Modernisierungen und nicht mit Zwang und  
staatlichen Vorgaben. Daher ist das geplante Tariftreuegesetz strikt abzulehnen.  
 
Die deutsche Wirtschaft befindet sich in schwierigem Fahrwasser. Ursachen sind das 
schwache und risikobehaftete außenwirtschaftliche Umfeld, die weiterhin hohen Zinsen 
und die im Vergleich zu den Vorjahren noch hohe Inflation. Die Konjunktur schwächelt und 
strukturelle Standortprobleme gehen zulasten der internationalen Wettbewerbsfähigkeit 
der Unternehmen. Zusätzlich reißen die geopolitischen Konflikte nicht ab. Die deutschen 
Unternehmen sind zu hohen Kosten und überbordender Bürokratie ausgesetzt. Weitere 
Belastungen der Unternehmen sind zu vermeiden, Entlastungen sind überfällig.  
 
Deshalb müssen wir besonnen und klug mit Blick auf die kurz-, mittel- und langfristigen 
Konsequenzen agieren. Dies beinhaltet insbesondere auch eine der Situation angepasste 
Tarifpolitik. 
 
Wettbewerbsfähige und wirtschaftlich erfolgreiche Unternehmen mit sicheren und 
attraktiven Arbeitsplätzen in Deutschland und in Bayern – das muss unser gemeinsames 
Ziel als Tarifvertragsparteien sein.  

Bertram Brossardt 
Juni 2024 
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Position auf einen Blick 

Attraktive Tarifpolitik für Arbeitgeber und Arbeitnehmer  

Im Prinzip haben Tarifverträge zwei zentrale Ziele:  
 
– Sie erleichtern Arbeitgebern das Wirtschaften durch kollektive branchenbezogene  

Regelungen. 
– Sie stellen sicher, dass Beschäftigte am Produktivitätsfortschritt teilhaben und die  

Arbeitsbedingungen zeitgemäß und branchenspezifisch gestaltet werden.  
 

Die Tarifpolitik der Tarifvertragsparteien muss auf den Abschluss von attraktiven und  
akzeptierten Tarifverträgen ausgerichtet sein. Hierbei sind folgende Grundsätze zu berück-
sichtigen:  
 
– Oberstes Gebot ist in der aktuellen Situation die Stabilisierung und Sicherung der  

Unternehmen und der Arbeitsplätze. 
– Eine produktivitätsorientierte Lohnpolitik stellt sicher, dass nur verteilt werden kann, 

was zuvor erwirtschaftet wurde. 
– Wir brauchen eine betriebsnahe Tarifpolitik in Form von atmenden Tarifverträgen,  

die den einzelnen Betrieben Gestaltungsraum zur Berücksichtigung der jeweiligen  
wirtschaftlichen Lage lassen. 

– Die Unternehmen benötigen finanzielle Spielräume für Investitionen in den techno- 
logischen Wandel. 

– Die Tarifverträge regeln Mindestarbeitsbedingungen, die für alle Betriebe – vom  
kleinen und mittleren Betrieb bis hin zum Großunternehmen – die passenden  
Arbeitsbedingungen abbilden. 

– Qualitative Tarifpolitik, d. h. Themen außerhalb des Entgelts und der Arbeitsbe- 
dingungen müssen auf das notwendige Maß begrenzt werden. 

– Die Übertragung gesamtgesellschaftspolitischer Aufgaben auf Arbeitgeber durch  
Tarifverträge ist abzulehnen, da dies zu einer Verschlechterung der Kostensituation 
führt. 

– Die internationale Wettbewerbsfähigkeit des Standorts darf durch überbordende 
Tarifverträge nicht gefährdet werden. 

– Die unternehmerische Freiheit darf weder durch tarifliche Regelungen noch durch  
den Ruf nach gesetzlichen Bestimmungen eingeschränkt werden. 

– Wir benötigen anwenderfreundliche Tarifverträge, die für die betrieblichen Akteure 
verständlich und administrativ leicht umsetzbar sind. 

– Wir brauchen der Gegenwart angepasste Regelungen für den Umgang mit und die  
Lösung von Tarifkonflikten. 
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1 Tarifpolitische Gebote 

Tarifpolitik muss erfolgreiches Wirtschaften ermöglichen  

1.1 Beschäftigung sichern, neue Jobs ermöglichen 

Die bayerische Wirtschaft befindet sich in der Stagnation. Das Jahr 2023 war kein gutes 
Jahr und das Jahr 2024 wird es aktuellen Prognosen zufolge auch nicht werden. Das glo-
bale Umfeld, die strukturellen Standortprobleme und nicht zuletzt die Politik der Bundes-
regierung belasten die Wirtschaft. Es bedarf einer vernünftigen Standortpolitik gegen den 
Unternehmerfrust und zur Vermeidung von Investitionszurückhaltung und De-Industriali-
sierung. Die Unternehmen leiden unter zu hohen Energiekosten, Steuern und Abgaben 
und Arbeitskosten bei gleichzeitigem Mangel an Arbeits- und Fachkräften sowie einer viel 
zu hohen und dichten Bürokratie.  
 
Die Tarifabschlüsse der jüngsten Vergangenheit waren außerordentlich hoch. Es droht eine 
Lohn-Preis-Spirale, die im schlimmsten Fall damit endet, dass die Unternehmen dem 
Standort Bayern den Rücken kehren. Im Mittelpunkt der aktuellen Tarifpolitik muss daher 
die Stabilisierung und Sicherung der Unternehmen und der Arbeitsplätze stehen. Denn der 
Erhalt der Beschäftigung und damit der Erhalt von Qualifikationen und von Ausbildungska-
pazitäten in den Betrieben ist von zentraler Bedeutung. 

1.2 Stabilität schaffen 

Am 09. Juni 2024 findet in Deutschland und in vielen anderen Ländern Europas eine 
Schicksalswahl statt, das europäische Parlament wird neu gewählt. Die bayerische Wirt-
schaft bekennt sich zum europäischen Projekt und seinen zugrundeliegenden Werten.  
In einer aus den Fugen geratenen Welt steht die Europäische Union verlässlich für Demo-
kratie und die Freiheit des Einzelnen. Als Hort der Stabilität schafft sie ein Umfeld, das uns  
allen ein Leben in Wohlstand und sozialer Sicherheit ermöglicht.  
 
Die EU-Staaten sind für Bayern ein wichtiger Handelspartner. Bayern profitiert vom zu-
sammengewachsenen Europa besonders: Über die Hälfte der bayerischen Ausfuhren geht 
in die EU. Bayern exportierte im Jahr 2023 Waren im Wert von 125 Milliarden Euro in die 
26 übrigen EU-Staaten. Damit ist die EU als Exportmarkt wichtiger als China und die USA 
zusammen. Insbesondere für die bayerische Industrie spielt Europa eine zentrale Rolle. 
Rund 30 Prozent des gesamten bayerischen Industrieumsatzes entfallen auf den Export 
von Produkten in die 26 übrigen EU-Staaten. Übertragen auf die Beschäftigung bedeutet 
dies, dass bis zu 400.000 der über 1,3 Millionen Industriearbeitsplätze im Freistaat von der 
EU-Auslandsnachfrage abhängen 
 
Die Europäische Union muss sich dennoch weiterentwickeln. Sie muss wieder mehr eine 
Gemeinschaft sein, die die Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft in den Mittelpunkt ihres 
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Handelns stellt und nicht die kleinteilige Regulierung aller Lebensbereiche. Die EU darf nur 
dort tätig werden, wo sie einen echten Mehrwert schaffen kann: Zum Beispiel mit einer 
europäischen Verteidigungsunion, bei der Vollendung des Binnenmarktes, beim Abschluss 
von Handelsverträgen und bei der weltweiten Sicherung der Rohstoffversorgung. 

1.3 Schere zwischen Lohn- und Produktivitätsentwicklung schließen 

Lohnpolitische Orientierungsgröße ist der gesamtwirtschaftliche Produktivitätsfortschritt. 
Nur das, was erwirtschaftet wird, kann auch verteilt werden. Seit der Wirtschaftskrise 
wurde der Pfad der produktivitätsorientierten Lohnpolitik verlassen. Obwohl die gesamt-
wirtschaftliche Produktivität im Jahr 2009 – erstmals in der Nachkriegsgeschichte – zurück-
ging, stiegen die Tariflöhne deutlich an. Nach dem Aufholprozess der Jahre 2010 und 2011 
ist die gesamtwirtschaftliche Produktivität nur sehr langsam gewachsen. Der Anstieg der 
Tarifentgelte setzte sich in den Folgejahren nahezu ungebremst fort. Damit erhöhen sich 
die sogenannten „Ewigkeitskosten“ für die Unternehmen.  
 
Die Tarifvertragsparteien müssen zu einer produktivitätsorientierten Lohnpolitik zurück-
kehren und dafür sorgen, dass die Schere zwischen Lohn- und Produktivitätsentwicklung 
mittelfristig wieder geschlossen wird. Dies würde langfristig zu einer höheren Akzeptanz 
von Tarifverträgen führen. 

1.4 Unternehmen müssen flexibel auf höhere Volatilitäten reagieren  

Die Wirtschaftsentwicklung wird zunehmend volatiler. Die Schwankungen bei Nachfrage, 
Preisen und anderen Rahmenbedingungen sind groß und nehmen zu. Die höhere Volatili-
tät geht einher mit einem schnelleren Tempo im Wirtschaftsgeschehen.  
 
Kundenbedürfnisse ändern sich ebenso rasant wie technologische Entwicklungen. Gleich-
zeitig nimmt die Komplexität zu. Dies ergibt sich schon allein aus der zunehmenden Anzahl 
von globalen Märkten mit ihren differenzierten Bedürfnissen, Kundenwünschen und tech-
nischen Anforderungen. 
 
Von den Unternehmen verlangen diese Trends einen permanenten Anpassungs- und 
Innovationsprozess. Gefragt sind zunehmend kundenspezifische Lösungen. Dazu gehört 
auch die verstärkte Ergänzung des Produkts mit Dienstleistungen (hybride Wertschöp-
fung). 
 
Die Unternehmen mit Inlandsproduktion haben wenig Chancen, im Bereich der Low-Tech-
Massenproduktion zu konkurrieren. Innovation und Differenzierung sind die Aspekte, mit 
denen sie sich im Wettbewerb behaupten können. 
 
Um diesen Herausforderungen gewachsen zu sein, benötigen die Unternehmen ein hohes 
Maß an Flexibilität. Die Tarifpolitik muss den Betrieben diese Flexibilität ermöglichen, zum 
Beispiel durch 
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– verstärkte Nutzung von Öffnungsklauseln in Tarifverträgen,  
– vermehrte Vereinbarung von Differenzierungselementen in Tarifabschlüssen,  
– vermehrten Ersatz von Tabellenerhöhungen durch Einmalzahlungen, 
– erfolgsabhängige Ausgestaltung von tarifvertraglichen Sonderzahlungen. 
 
Ziel muss ein atmender Tarifvertrag sein, der den einzelnen Betrieben Gestaltungsraum 
zur Berücksichtigung der jeweiligen wirtschaftlichen Lage des Betriebes lässt und die 
„Ewigkeitskosten“ angemessen mit Rücksicht auf alle Betriebe ansteigen lässt. 

1.5 Investitionen in den technologischen Wandel finanzieren 

Die Unternehmen müssen einen tiefgreifenden strukturellen Wandel bewältigen. Es ste-
hen grundlegende technologische Veränderungen und Umbrüche an.  
 
Künstliche Intelligenz ist ein weiterer Kernbereich der digitalen Transformation. Angesichts 
der enormen Bedeutung der digitalen Transformation muss ein Rahmen geschaffen wer-
den, in dem die Unternehmen aller Branchen und überall im Freistaat die Chancen der  
Digitalisierung voll ausschöpfen können. Bayerns Unternehmen sind im bundesweiten  
Vergleich überdurchschnittlich digitalisiert. 7,9 Prozent der Betriebe im Freistaat können 
als digitalaffin bezeichnet werden, in Deutschland sind es insgesamt 7,5 Prozent. Gleich-
zeitig unterscheiden sich die bayerischen Unternehmen bei der Digitalisierung je nach 
Branche, Region und Größe teils stark. Nur so kann der bereits überdurchschnittlich  
digitalisierte Standort Bayern auch in Zukunft wettbewerbsfähig bleiben.  
 
Um die Digitalisierung in allen Unternehmen des Freistaats voranzutreiben und noch mehr 
digitalinteressierte Unternehmen anzuwerben, braucht es eine zukunftsgewandte 
Standortpolitik. Dazu braucht es von Seiten der Kommunen adäquate Büro-, Gewerbe-, 
und Industrieflächen, konzertierte Gründungsinitiativen und eine hochleistungsfähige digi-
tale Infrastruktur. Zudem benötigen die Unternehmen ausreichende finanzielle Spiel-
räume, welche in Folge der aktuellen wirtschaftlichen Stagnation zunehmend schmäler 
werden. Die noch verbleibenden finanziellen Spielräume dürfen nicht durch übermäßige 
Entgeltsteigerungen aufgezehrt werden. 

1.6 Zunehmende Konkurrenz aus den Schwellenländern beachten 

Die dynamisch wachsenden Schwellenländer bieten nicht nur neue Absatzchancen, sie  
haben sich zu etablierten Konkurrenten für unsere Unternehmen und unseren Standort 
entwickelt. Gerade in den industriellen Bereichen wie dem Maschinenbau oder der Elekt-
roindustrie gibt es leistungsstarke Konkurrenz aus den Schwellenländern. Aus dem Dyna-
mikranking des IW Köln folgt: 
 
Stellt man die Dynamik der Standortqualität der Länder hinsichtlich ihrer Wettbewerbs-
intensität mit der von Bayern gegenüber, so zeigt sich, dass China die mit Abstand größte 
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Herausforderung für Bayern darstellt. Zum einen weist China die zweitstärkste Dynamik 
bei der Standortqualität auf, zum anderen besteht zwischen China und Bayern die höchste 
Wettbewerbsintensität. Weitere Länder mit einer überdurchschnittlichen Standort-Dyna-
mik und mit einer überdurchschnittlichen Wettbewerbsintensität sind Südkorea und  
Vietnam. Mexiko weist mit Kanada zusammen die zweitgrößte Wettbewerbsintensität mit 
Bayern auf, beide Staaten haben aber eine unterdurchschnittliche Dynamikentwicklung. 
 
Unsere Unternehmen sind sich dieser Herausforderung bewusst.  
 
Tarifpolitik muss Unternehmen dabei unterstützen, diese Herausforderung zu bewältigen. 
Hierfür ist es unerlässlich, flexibel reagieren zu können und die Kosten im Griff zu halten. 
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2 Tarifpolitische Hemmnisse 

Attraktivität und Akzeptanz der Tarifverträge nehmen ab 

2.1 Ausrichtung auf Mindestbedingungen 

Um den Anforderungen an die globalisierte Wirtschaft gerecht zu werden, müssen  
die Flächentarifverträge zu ihrem ursprünglichen Zweck – der Festlegung von Mindest- 
arbeitsbedingungen – zurückgeführt werden. Zudem müssen überholte Regelungen, die 
nicht mehr der heutigen Arbeitswelt entsprechen, gestrichen werden. Flächentarifverträge  
dürfen nicht mit Themen überfrachtet werden. Nur dann ist auch gewährleistet, dass der 
Tarifvertrag für alle Betriebe – vom kleinen und mittleren Betrieb bis hin zum Großunter-
nehmen – die passenden Arbeitsbedingungen regelt. Alle über dieses Mindestniveau an 
Arbeitsbedingungen hinausgehenden Leistungen müssen auf betrieblicher Ebene unter  
Berücksichtigung der jeweiligen wirtschaftlichen Situation geregelt werden können.  
 
Bei der Gestaltung von Mindestarbeitsbedingungen müssen zukünftig Regelungsdichte 
und Regelungstiefe von Flächentarifverträgen zu Gunsten einer betriebsnäheren und  
flexiblen Anwendungsmöglichkeit zurückgenommen werden. 

2.2 Es darf nicht mehr verteilt werden als erwirtschaftet wurde 

Die Höhe der Lohnkosten beeinflusst das Beschäftigungsniveau. Auch auf dem Arbeits-
markt gilt das Gesetz von Angebot und Nachfrage. Steigt der Preis für Arbeit, sinkt die 
Nachfrage nach Arbeitskräften; sinkt dagegen der Preis, entstehen neue Arbeitsplätze. 
 
Orientierungsgröße für Lohnerhöhungen ist der Anstieg der Arbeitsproduktivität. Dieses 
Konzept der produktivitätsorientierten Lohnpolitik geht zurück auf den Sachverständigen-
rat zur Begutachtung der wirtschaftlichen Entwicklung. Im Kern heißt das, dass die Entloh-
nung des Faktors Arbeit lediglich in dem Maße steigen kann, wie auch die Arbeitsleistung 
steigt. Wird der Produktivitätsgewinn überschritten, wirkt sich dies tendenziell negativ auf 
die Beschäftigung aus. 

2.3 Inflationsrate ist kein Bestandteil des Verteilungsspielraums 

Die Lohnformel vieler Gewerkschaften beinhaltet neben dem gesamtwirtschaftlichen Pro-
duktivitätsfortschritt auch die Inflationsrate bzw. die Zielinflationsrate der EZB. Der Anstieg 
der Verbraucherpreise zähle mit zum Verteilungsspielraum, weil die höheren Preise den 
Unternehmen zugutekämen. 
 
Die Gewerkschaftsargumentation ist jedoch falsch. Ein Großteil der Preissteigerung ist 
einerseits auf höhere Importpreise, zum Beispiel für Energie, Rohstoffe und Nahrungs- 
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mittel zurückzuführen, andererseits auf erhöhte administrative Preise und indirekte  
Steuern. Diese Preissteigerungen fließen nicht den Unternehmen zu, sondern dem Aus-
land bzw. dem Staat. In der Regel sind die Unternehmen selbst von den höheren  
Preisen betroffen – vor allem bei Rohstoffen und Energie.   

2.4 Maß und Mitte bei dauerhaften Kostenbelastungen beachten 

Die Lohnstückkosten sind der entscheidende Parameter im internationalen Wettbewerb. 
Die Tarifpolitik beeinflusst diese Größe erheblich. Eine falsche Tarifpolitik mit überzogenen 
Kostensteigerungen verringert somit die Chancen und erhöht die Risiken der Globalisie-
rung für unsere Unternehmen. 
 
Die Konjunktur ist ein vergleichsweise kurzfristiges Phänomen mit Schwankungen nach 
oben und nach unten. Deshalb kann eine vergangene gute konjunkturelle Entwicklung kein 
Maßstab für zukünftig dauerhafte Lohnerhöhungen sein. 
 
Selbstverständlich sollen die Beschäftigten in konjunkturell guten Phasen am wirtschaft-
lichen Erfolg teilhaben. Doch darf dies nicht über eine auf Dauer angelegte Erhöhung der 
Lohntabellen erfolgen. Die Teilhabe kann vielmehr durch echte, nicht auf Dauer angelegte 
Einmalzahlungen erfolgen. Denn auf Aufschwung- und Boomphasen folgen stets konjunk-
turelle Schwächephasen und Abschwünge, bis hin zur Rezession. Die auf ein hohes Niveau 
angehobenen Löhne müssen dann trotz der schlechteren Lage von den Unternehmen wei-
tergezahlt werden. 
 
Um Flächentarifverträge zukunftsfest zu machen, muss ihre Attraktivität gesteigert wer-
den, etwa durch moderne Öffnungs- und Differenzierungsregelungen. Solche ermöglichen 
passgenaue Adaptionen an die unterschiedlichen betrieblichen Anforderungen. 

2.5 Begrenzung qualitativer Tarifpolitik 

In vielen Branchen wurden in den vergangenen Jahren neben den üblichen Entgelttarifver-
trägen verstärkt auch Tarifverträge über qualitative Themen wie Altersteilzeit, Altersvor-
sorge, Qualifikation und Fahrradleasing vereinbart.  
 
Qualitative Tarifpolitik muss auf das notwendige Maß begrenzt werden. Tarifverträge müs-
sen auf ihre ursprüngliche Funktion, dem Setzen von Mindestbedingungen, zurückgeführt 
werden. Die Tarifvertragsparteien dürfen nicht in die unternehmerische Freiheit eingrei-
fen. Den Betrieben fehlt aktuell oftmals die Flexibilität, auf individuelle Situationen oder 
Veränderungen am Markt schnell reagieren zu können. Dies kann den Abbau von Arbeits-
plätzen zur Folge haben oder im Extremfall sogar die Existenz des ganzen Betriebs gefähr-
den. 
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2.6 Keine Übertragung gesellschaftspolitischer Aufgaben auf Arbeitgeber 

Gesamtgesellschaftliche Aufgaben dürfen nicht auf die Betriebe abgewälzt werden. Alles 
andere würde zu einer Verschlechterung der Kostensituation unserer Unternehmen füh-
ren und damit der internationalen Wettbewerbsfähigkeit der bayerischen Wirtschaft  
schaden. 
 
Insbesondere die Mindestlohnfestsetzung darf nicht zum Spielball der Politik werden. 
Wahltaktische Überbietungsprozesse seitens der Politik schaden nicht nur dem Standort 
Deutschland, sondern langfristig auch den Arbeitnehmern und Arbeitgebern. Eine poli- 
tische Einflussnahme auf die Arbeit der Mindestlohnkommission ist kontraproduktiv und 
muss unterbleiben. In Deutschland werden Löhne durch die Sozialpartner festgelegt. Die 
paritätisch von Arbeitgebern und Arbeitnehmern besetzte Mindestlohnkommission ist  
daher der richtige Ort, um den Mindestlohn festzulegen. Einflussnahme in die Entschei-
dungskompetenz der Mindestlohnkommission ist ein Verstoß gegen die Tarifautonomie. 
Zudem wird der Mindestlohn durch die Mindestlohnkommission nach Betrachtung der  
Tariflöhne bestimmt.  
 
Die gesetzlich überproportionale Anhebung des Mindestlohns von 10,45 Euro auf 12 Euro 
Im Jahr 2022 muss eine einmalige Ausnahme bleiben. Unsere Wirtschaft befindet sich in 
einer schwierigen Situation. Jetzt darf es keine weiteren Belastungen mehr geben, viel-
mehr sind Entlastungen für die Unternehmen überfällig. Daher gilt es auch, bei der Lohn-
findung mit Augenmaß vorzugehen. 

2.7 Internationale Wettbewerbsfähigkeit des Standorts beachten 

Die Globalisierung bedeutet Chance und Herausforderung: Einerseits öffnen sich neue, 
wachstumsstarke Absatzmärkte, andererseits entstehen neue Konkurrenten. Ob und wie 
diese Chancen genutzt und die Herausforderungen erfolgreich gemeistert werden können, 
hängt von der internationalen preislichen Wettbewerbsfähigkeit unserer Unternehmen 
und des Standorts Bayern ab.  
 
Jedes zweite Unternehmen in Bayern hat mindestens einen Standort im Ausland, weitere 
planen entsprechende Gründungen. Während bei der Investitionsentwicklung im Inland 
schon seit längerem wenig Dynamik zu erkennen ist, fahren Unternehmen an ihren Aus-
landsstandorten einen klar expansiven Kurs.  
 
Die internationale Verteilung der Wertschöpfungsketten schreitet voran. Insbesondere  
im Mittelstand besteht dabei die Gefahr, dass neben der Produktion der komplette Betrieb 
ins Ausland verlagert wird.  
 
Bestimmt wird die Wettbewerbsfähigkeit durch die Lohnstückkosten. Deutschland muss 
hier mit erheblichen Nachteilen kämpfen. Die deutsche Industrie hat weltweit mit die 
höchsten Arbeitskosten. Zwar weisen die deutschen Industriebetriebe auch eine über-
durchschnittliche Produktivität auf, der Vorsprung reicht aber nicht aus, um den 
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Kostennachteil auszugleichen.  
 
Zudem belasten überbordende bürokratische Hürden die internationale Wettbewerbs- 
fähigkeit. Für die Zukunftsfähigkeit der Unternehmen sind Flexibilisierungen sowie eine 
Entlastung bei Bürokratie und Kosten erforderlich. Wichtigste Punkte auf der Agenda  
sind bezahlbare Energie, die Senkung der Unternehmenssteuern auf 25 Prozent und die 
Deckelung der Sozialabgaben auf unter 40 Prozent.  

2.8 Keine Eingriffe in die unternehmerische Freiheit  

Unternehmerische Entscheidungen unterliegen nicht der Tarifmacht. Investitionen und 
Produktkonzepte sind tariflich nicht regelbar. Zum einen gerät die Kollektivierung solcher 
gütermarktbezogener Unternehmerentscheidungen in den Konflikt mit dem den Wettbe-
werb sichernden Kartellrecht; zum anderen setzt aber vor allem die Arbeitsmarktordnung 
voraus, dass die Unternehmen in ihren unternehmerischen Betätigungen frei sind. 
 
Insbesondere gilt es, eine staatliche Einmischung in die Belange der Tarifvertragsparteien 
als unzulässigen Eingriff in die Tarifautonomie abzuwehren. Unternehmen dürfen nicht in 
Tarifverträge gezwungen werden. Das von der Ampelregierung geplante sogenannte Bun-
des-Tariftreuegesetz ist abzulehnen. Ein solches bedeutet die Verteuerung öffentlicher 
Aufträge und erhöht den bürokratischen Aufwand in der Vergabepraxis durch zusätzliche 
Prüfungs- und Kontrollvorschriften. Das ist vor allem für kleinere Unternehmen nicht reali-
sierbar.  
 
Es ist nicht Aufgabe des Staates, Unternehmen aus dem Wettbewerb auszuschließen, die 
in legitimer Weise von einem Grundrecht Gebrauch gemacht haben: Es gilt die negative 
Koalitionsfreiheit, also die unternehmerische Entscheidungsfreiheit, keinen Tarifvertrag 
zur Anwendung kommen zu lassen. Die geplante Regelung des Bundes benachteiligt diese 
Unternehmen und verzerrt den Wettbewerb. Eine Erhöhung der Tarifbindung gelingt nur 
mit Modernisierung und zukunftsgerichteten Konzepten, nicht hingegen mit Zwang und 
staatlichen Vorgaben. 
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